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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Drittes Gesetz zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 
- Drucksachen 7/308, 7/1467, 7/1511 - 

hier: Anrufung des Vermittlungsauschusses 


Der Bundesrat hat in seiner 401. Sitzung am 
15. Februar 1974 beschlossen, zu dem vom Deut- 
schen Bundestag am 18. Januar 1974 verabschiede- 
ten Gesetz zu verlangen, daß der Vermittlungsaus- 
schuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes 
aus den in der Anlage angegebenen Gründen einbe- 
rufen wird. 

Gründe 

1. Zu Artikel 1 Nr. 10, 11 und 13 (§§ 31, 32, 35) 

a) In Nummer 10 ist Buchstabe b zu streichen; die 
Eingangsworte lauten: „§ 31 Abs. 2 erhält fol- 
gende Fassung:" ; 

b) in Nummer 11 sind die Buchstaben b und c zu 
streichen; die Eingangsworte lauten: „§ 32 Abs. 3 
erhält folgende Fassung;'' ; 

c) in Nummer 13 sind die Worte „und 4" zu strei- 
chen. 

Begründung 

Ausbildungshilfe nach § 31 wird nach geltendem 
Recht nicht zum Besuch einer Volksschule oder 
einer Hauptschule und damit auch nicht zur För- 
derung von Vorbereitungsmaßnahmen, die geboten 
sind, um eine spätere Ausbildung an solchen Schu- 
len zu ermöglichen, gewährt. Das sieht erstmals ein 
neu einzufügender Absatz 4 in § 31 vor. Die Kosten 
werden bisher vom Bund nach den Allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften über die Gewährung von 
Beihilfen zur Eingliederung junger Zuwanderer 
(sog. Garantie-Fonds) — veröffentlicht als Erlaß des 


BMJFG vom 1. Februar 1972 im GMBl. S. 198 — ge- 
tragen. Künftig werden sie den Trägern der Sozial- 
hilfe überbürdet. Daraus folgt nicht nur eine zusätz- 
liche Mehrbelastung der Träger der Sozialhilfe an- 
stelle des Bundes; die Neuregelung bedeutet auch 
ein Abgehen von dem Grundsatz, daß zum Besuch 
einer Grundschule und Hauptschule Ausbildungs- 
hilfe nicht gewährt wird. Die mit der Spätaussied- 
lung verbundenen Folgewirkungen dürfen nicht die 
Kommunen treffen; sie sind vielmehr vom Bund zu 
übernehmen, und zwar zu Lasten des sog. Garantie- 
Fonds. Das ist für den einzelnen Spätaussiedler auch 
vorteilhafter, denn der Einsatz des Einkommens 
und Vermögens ist nach den Bestimmungen des 
sog. Garantie-Fonds für den Berechtigten großzü- 
giger als im Bundessozialhilfegesetz geregelt. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 23 (§ 69 Abs. 4 und 6) 

a) § 69 Abs. 4 Satz 2 erster Halbsatz ist wie folgt zu 
fassen: 

„Den in § 24 Abs. 2 genannten Personen wird 
Pflegegeld in Höhe des Mindestbetrages der 
Pflegezulage für Blinde nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz gewährt;'' 

b) in Absatz 6 sind nach dem Wort „Pflegegeld" 
die Worte „nach Absatz 4 Satz 1" einzufügen. 

Begründung zua) und b) 

Zu a) 

Es ist ein von Bund und Ländern gemeinsam ver- 
folgtes Hauptanliegen, im Rahmen dieses Ände- 
rungsgesetzes den Personenkreis der Schwer- 
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behinderten nach § 24 Abs. 2 Bundessozialhilfe- ^ 
gesetz den Blinden gleichzustellen. Ausschlag- 
gebend dafür ist die Erwägung, daß Soziallei- 
stungen nicht nach der Art, sondern dem Schwe- 
regrad der Behinderung zu bemessen sind. Der 
Verwirklichung des Gleichstellungsprinzips auf ! 
der Grundlage dieser Erwägung dient die am l 
18. Januar 1974 vom Bundestag beschlossene 
Änderung des § 24 Abs. 2 BSHG. Dem Personen- I 
kreis der Schwerbehinderten sind 'hiernach alle | 
Personen zuzurechnen, welche als Beschädigte i 
die auch für Blinde maßgebliche Pflegezulage i 
nach Stufe III des § 35 Abs. 1 Satz 2 des Bundes- 
versorgungsgesetzes erhalten würden. | 

Die Gleichstellung ist jedoch erst dann vollzo- 
gen, wenn die z. Z. noch vorhandenen und im 
Gesetzentwurf trotz gewisser Verbesserungen 
nicht beseitigten Unterschiede in der Leistungs- 
höhe aufgegeben sind. Das Gesetz setzt das 
Pflegegeld für Schwerbehinderte nach § 24 

Abs. 2 auf 360 DM fest. Im Gegensatz zur 
Blindenhilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz 
ist es nicht an die Höhe der Pflegezulage nach 
Stufe III des § 35 Abs. 1 Satz 2 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes (z. Z. 437 DM) angepaßt. 

Diese sachlich nicht gerechtfertigte Ungleich- 
behandlung von Behindertengruppen, die nach 
der Schwere ihrer Beschädigung vergleichbar 
sind, würde noch dadurch verschärft, daß die 
Blindenhilfe jährlich, das Pflegegeld nach § 69 
Abs. 4 Satz 2 erst im Abstand von zwei Jahren 
neu festgesetzt wird. 

Der Bundesrat hat die hier beantragte Ände- 
rung schon bei der ersten Beratung des Gesetz- 
entwurfs beschlossen. 

Zu b) 

Der Änderungsantrag ist eine Folge des Ände- 
rungsantrages zu a). Da die Höhe des Pflege- 
geldes entsprechend der Blindenhilfe dynami- 
siert wird, ist insoweit die Bemessungsgrund- 
lage des Absatzes 6 für die Neufestsetzung des 
Pflegegeldes nach Absatz 4 Satz 2 entbehrlich. 


3. Zu Artikel 1 nach Nummer 25 

In Artikel 1 ist folgende Nummer 25 a einzufügen: 

,25 a. In § 76 wird dem Absatz 1 folgender Satz 2 
angefügt: 

„Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt in einer 
Anstalt, einem Heim oder einer gleichartigen 


Einrichtung bleiben 25 vom Hundert des Ein- 
kommens, höchstens jedoch 20 vom Hundert 
des Regelsatzes eines Haushaltsvorstandes 
außer Betracht." ' 

Begründung 

Die anhaltenden erheblichen Preissteigerungen bei 
Nahrungsmitteln, Dienstleistungen und Gebrauchs- 
artikeln des täglichen Lebens haben zur Folge, daß 
insbesondere alte Menschen, die sich in ein Heim 
begeben, in besorgniserregendem Umfang nicht 
mehr in der Lage sind, die Kosten des Heimauf- 
enthalts aus Mitteln ihrer Eigenvorsorge zu bestrei- 
ten. Mehr und mehr sind die betroffenen Heim- 
bewohner — bisweilen selbst bei vergleichsweise 
hohem Einkommen — auf Hilfe zum Lebensunter- 
halt nach dem Bundessozialhilfegesetz angewiesen. 
Zur Bestreitung ihrer persönlichen 'Bedürfnisse ver- 
bleibt ihnen vielfach nur das Taschengeld der So- 
zialhilfe, das in gleicher Höhe auch jenen Hilfe- 
suchenden gewährt wird, die nicht oder nur unzu- 
reichend für ihr Alter vorgesorgt haben. Die gegen- 
wärtige Rechtslage stößt bei den Betroffenen weit- 
hin auf Unverständnis. Sie erscheint auch im Blick 
auf die nur für Hilfen in besonderen Lebenslagen 
geltende Regelung des § 85 Nr. 3 BSHG nicht ge- 
rechtfertigt, wonach Personen vergleichbarer Hilfs- 
bedürftigkeit in der Regel wesentliche Teile ihres 
Einkommens belassen werden können. 

Die Praxis der Sozialhilfe trägt dieser Entwicklung 
vielerorts durch unterschiedliche Sonderregelungen 
außerhalb des Bundessozial'hilfegesetzes Rechnung 
(Belassung von Freibeträgen, Gewährung bedarfs- 
überschreitender Taschengelder). Dies zeigt, daß die 
gegenwärtige Gesetzesregelung an der gesellschaft- 
lichen Wirklichkeit vorbeigeht. 

Die vorgeschlagene Regelung will für Empfänger 
von Hilfen zum Lebensunterhalt in Anstalten eine 
ähnliche Regelung treffen, wie sie nach § 85 Nr. 3 
für Empfänger von Hilfe in besonderen Lebenslagen 
geltendes Recht ist. Sie führt nicht die sogenannte 
gehobene Fürsorge wieder ein, da sie darauf ab- 
stellt, die Rechtsposition solcher Heimbewohner zu 
verbessern, die ausschließlich Hilfe zum Lebens- 
unterhalt erhalten und die allein deshalb nach gel- 
tendem Recht ihr Einkommen voll einzusetzen ha- 
ben. 

Eine entsprechende Regelung für Hilfeempfänger 
nach § 85 Nr. 3, denen in Einrichtungen Hilfen in 
besonderen Lebenslagen gewährt werden, ist nicht 
erforderlich. Soweit diese Hilfen den in der Ein- 
richtung gewährten Lebensunterhalt umfassen, ist 
der vorgesehene Freibetrag gemäß § 27 Abs, 3 auch 
diesem Personenkreis zu gewähren. 


Zugeleitet mit SchTeiben des Präsidenten des Bundesrates vom 15. Februar 1974. 
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